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ERSTER TEIL 

Die Währungs- und Notenbank 
des Bundes 

(Deutsche Bundesbank) 


ERSTER ABSCHNITT 

Rechtsform, allgemeine Aufgabe und 
Grundkapital 

§ I 

Rechtsform und Sitz 

(1) Zur Deutschen Bundesbank wird die 
Bank deutscher Länder bestimmt. Die Deut- 
sche Bundesbank führt die Aufgabe der Wäh- 
rungs- und Notenbank gemeinsam mit den 
Landeszentralbanken durch. 

(2) Die Deutsche Bundesbank ist eine 
bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen 
Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit. Ihr 
Sitz ist vorläufig Frankfurt (Main). Die Bun- 
desregierung kann mit Zustimmung des 
Bundesrates Berlin als Sitz der Deutschen 
Bundesbank bestimmen. Die Deutsche Bun- 
desbank unterhält keine Zweigniederlassun- 
gen. 


§ 2 


Allgemeine Aufgabe 


Die Deutsche Bundesbank hat die Aufgabe, 
mit Hilfe der währungspolitischen Befugnisse, 
die ihr nach diesem Gesetz zustehen, die 
Währung nach innen und außen zu sichern. 
Unter Wahrung dieser Aufgabe hat sie die 
allgemeine Wirtschaftspolitik der Bundes- 
republik zu unterstützen. Sie regelt den Geld- 
umlauf, die Kreditversorgung der Wirtschaft 
sowie die Abwicklung des Zahlungsverkehrs 
im Inland und mit dem Ausland. Sie führt 
die Bankgeschäfte mit dem Bund. 


§ 3 


Verhältnis zur Bundesregierung 


(1) Die Deutsche Bundesbank ist bei Durch- 
führung ihrer Aufgaben von der Bundesregie- 
rung unabhängig. 

(2) Die Deutsche Bundesbank berät die 
Bundesregierung in Fragen des Geld- und 
Kreditwesens, der Währungsgesetzgebung und 
des Devisenverkehrs und hat der Bundes- 


regierung die von ihr in diesen Fragen ver- 
langten Berichte und Auskünfte zu geben. 

§ 4 

Beteiligungen 

Die Deutsche Bundesbank ist berechtigt, sich 
an der Bank für Internationalen Zahlungs- 
ausgleich und mit Zustimmung der Bundes- 
regierung an anderen Einrichtungen zu betei- 
ligen, die einer übernationalen Währungspoli- 
tik oder dem internationalen Zahlungs- und 
Kreditverkehr dienen oder sonst geeignet sind, 
die Erfüllung ihrer Aufgabe zu fördern. 

§ 3 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Deutschen Bun- 
desbank beträgt 100 Millionen Deutsche 
Mark und steht zur Hälfte dem Bund und 
zur Hälfte den Landeszentralbanken zu. 
50 vom Hundert der bisherigen Anteile der 
Landeszentralbanken am Grundkapital der 
Bank deutscher Länder gehen auf die Bundes- 
republik Deutschland über. Den Landeszen- 
tralbanken werden dafür Schuldtitel des Bun- 
des in einer Höhe zur Verfügung gestellt, die 
den tatsächlichen Wert der abgetretenen An- 
teile am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
entsprechen. Die Schuldtitel sind mit minde- 
stens 5 vom Hundert zu verzinsen. 

(2) Die Landeszentralbanken können mit 
Zustimmung des Zentralbankrates ihre An- 
teile ganz oder teilweise an andere Landes- 
zentralbanken übertragen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Leitung und Verwaltung 

§ 6 

Organe 

Die Organe der Deutschen Bundesbank sind 
der Zentralbankrat und das Bundesbank- 
direktorium. 


§ 7 

Zusammensetzung und Willensbildung 
des Bundesbankrates 

(1) Der Zentralbankrat besteht aus einem 
Präsidenten, dem Präsidenten der Landeszen- 
tralbanken, dem Präsidenten und dem Vize- 
präsidenten des Bundesbankdirektoriums. Die 
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übrigen Mitglieder des Direktoriums nehmen 
beratend an den Sitzungen des Zentralbank- 
rates teil. Die Präsidenten der Landeszentral- 
banken werden im Falle der Verhinderung 
durch die Vizepräsidenten der Landeszentral- 
banken vertreten. 

(2) Der Präsident des Zentralbankrates 
wird mit einfacher Stimmenmehrheit der Mit- 
glieder des Zentralbankrates in geheimer 
Wahl gewählt. Hierbei stimmt der jeweilige 
Präsident des Zentralbankrates nicht mit. Er 
wird vom Bundespräsidenten bestellt. Seine 
Amtszeit beträgt sechs Jahre. Wiederwahl ist 
zulässig. Er führt die Bezeichnung „Präsident 
des Zentralbankrates". Er muß Deutscher im 
Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes sein 
und eine besondere fachliche Eignung besitzen. 

(3) Der Präsident des Bundesbankdirekto- 
riums und in dessen Abwesenheit sein Stell- 
vertreter ist stellvertretender Vorsitzender des 
Zentralbankrates. 

(4) Soweit in diesem Gesetz oder in der 
Satzung nichts anderes bestimmt ist, faßt der 
Zentralbankrat seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stim- 
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vor- 
sitzenden. Zur Beschlußfähigkeit ist die An- 
wesenheit von mehr als der Hälfte der Mit- 
glieder des Zentralbankrates erforderlich. 

(5) Ein Mitglied des Zentralbankrates darf 
sein Stimmrecht nicht ausüben, wenn die Be- 
schlußfassung ein Rechtsgeschäft mit ihm oder 
seine Entlastung zum Gegenstand hat. Bei 
der Beschlußfassung über den Jahresbeschluß 
(§ 34) ruht das Stimmrecht der Mitglieder 
des Bundesbankdirektoriums. 

(6) Die Mitglieder des Zentralbankrates 
und ihre Vertreter sind bei Meinungsäuße- 
rungen und bei Abstimmungen im Zentral- 
bankrat nicht an Weisungen gebunden. 

§ 8 

Aufgaben des Zentralbankrates 

Der Zentralbankrat bestimmt die Wäh- 
rungs- und Kreditpolitik sowie die allgemeine 
Geschäftspolitik der Bundesbank. Die Landes- 
zentralbanken sind an seine Beschlüsse ge- 
bunden. 

§ 9 

Zusammenarbeit des Zentralbankrates 
mit der Bundesregierung 

(1) Der Bundeskanzler, der Bundesminister 
für Wirtschaft und der Bundesminister der 


Finanzen oder deren ständige Vertreter sind 
berechtigt, an den Sitzungen des Zentralbank- 
rates als Vertreter der Bundesregierung teilzu- 
nehmen. Sie sind über wesentliche Beratungs- 
gegenstände rechtzeitig zu unterrichten. Sie 
können auch die Anberaumung einer Sitzung 
verlangen. Sie haben kein Stimmrecht, können 
aber Anträge stellen. 

(2) Bestehen nach Ansicht eines Vertreters 
der Bundesregierung im Hinblick auf die all- 
gemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung gegen einen Beschluß des Bundesbank- 
rates Bedenken, so kann der Bundeskanzler 
oder einer der beiden anderen Vertreter der 
Bundesregierung verlangen, daß über den Be- 
schluß innerhalb von zwei Wochen erneut 
beraten wird. 

§ 10 

Zusammensetzung und Willensbildung 
des Bundesbankdirektoriums 

(1) Das Bundesbankdirektorium besteht aus 
dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und 
höchstens sechs weiteren Mitgliedern. Die 
ersteren führen die Bezeichnung „Präsident 
des Bundesbankdirektoriums" bzw. „Vizeprä- 
sident des Bundesbankdirektoriums". 

(2) Die Mitglieder des Bundesbankdirekto- 
riums werden vom Bundespräsidenten bestellt, 
der Präsident und der Vizepräsident auf 
Vorschlag der Bundesregierung, die übrigen 
Mitglieder auf Vorschlag des Zentralbank- 
rates. Sie müssen die deutsche Staatsangehörig- 
keit besitzen und sollen hervorragende Ken- 
ner des Notenbankwesens und der Wirtschaft 
sein. 

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder des Bun- 
desbankdirektoriums beträgt fünf Jahre, die 
des Vizepräsidenten sechs Jahre. Wiederbestel- 
lung sowie im Einzelfall die Festsetzung einer 
kürzeren Amtsdauer ist mit Zustimmung des 
zu Ernennenden zulässig. 

(4) Das Bundesbankdirektorium faßt seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet die Stimme des Präsidenten. Zur 
Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von 
mehr als der Hälfte der Mitglieder des Bun- 
desbankdirektoriums erforderlich. Ein Mit- 
glied des Bundesbankdirektoriums darf sein 
Stimmrecht nicht ausüben, wenn die Beschluß- 
fassung ein Rechtsgeschäft mit ihm selbst zum 
Gegenstand hat. 
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S Ergibt sich die Notwendigkeit einer 
ldigen Beschlußfassung, konnten jedoch 
deren Voraussetzungen nicht rechtzeitig er- 
füllt werden, so haben die erreichbaren Mit- 
glieder des Direktoriums vorläufig zu ent- 
scheiden. Absatz 4 gilt sinngemäß. Die vor- 
läufige Entscheidung bedarf der Bestätigung 
durch einen Beschluß des unverzüglich einzu- 
berufenden Direktoriums. 


§ 11 

Aufgaben und Rechtsstellung 
des Bundesbankdirektoriums 

(1) Das Bundesbankdirektorium leitet und 
verwaltet die Deutsche Bundesbank nach den 
Beschlüssen des Zentralbankrates. 

(2) Das Bundesbankdirektorium vertritt die 
Deutsche Bundesbank geriditlich und außer- 
gerichtlich. Willenserklärungen sind für die 
Deutsche Bundesbank verbindlich, wenn sie 
von zwei Mitgliedern des Bundesbankdirek- 
toriums oder von zwei Bevollmächtigten ab- 
gegeben werden, die das Direktorium be- 
stimmt. Zur Rechtswirksamkeit einer der 
Deutschen Bundesbank gegenüber abzugeben- 
den Willenserklärung genügt die Abgabe der 
Erklärung gegenüber einem Mitglied des Bun- 
desbankdirektoriums oder gegenüber einem 
vom Bundesbankdirektorium ermächtigten 
Vertreter. 


§ 12 


Sonderstellung der Deutschen Bundesbank 


(1) Die Deutsche Bundesbank steht einer 
obersten Bundesbehörde gleich und führt das 
kleine Bundessiegel. Der Präsident des Zen- 
tralbankrates und der Präsident des Bundes- 
bankdirektoriums führen das große Bundes- 
siegel. 

(2) Die Deutsche Bundesbank genießt in 
Bau-, Wohnungs- und Mietsangelegenheiten 
die gleichen Vergünstigungen wie die Bundes- 
republik Deutschland. 


(3) Die Vorschriften über die Beteiligung 
an den Industrie- und Handelskammern fin- 
den auf die Deutsche Bundesbank keine An- 
wendung. 


Urkundsbeamte bestellen. Sie müssen die Be- 
fähigung zum Richteramt besitzen. Sie kön- 
nen in Angelegenheiten der Deutschen Bun- 
desbank alle Amtsgeschäfte eines Notars 
wahrnehmen und führen das kleine Bundes- 
siegel. 

(2) Die Befugnis, die Deutsche Bundesbank 
zu vertreten, kann durch die Bescheinigung 
eines Urkundsbeamten der Deutschen Bundes- 
bank nachgewiesen werden. 


§ 14 

Rechtsverhältnisse der Bankangehörigen 

(1) Der Präsident des Zentralbankrates, 
der Präsident und Vizepräsident des Bundes- 
bankdirektoriums sowie die weiteren Mitglie- 
der des Bundesbankdirektoriums stehen in 
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. 
Ihre Rechtsverhältnisse gegenüber der Deut- 
schen Bundesbank werden durch Vertrag mit 
der Deutschen Bundesbank, vertreten durch 
den Zentralbankrat, geregelt. Der Vertrag mit 
dem Präsidenten des Zentralbankrates soll die 
Verpflichtung enthalten, innerhalb von zwei 
Jahren des Vertrages keine leitende Stellung 
bei einer Geschäftsstelle innerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes anzunehmen, falls 
ihm für diese Zeit die bisherigen Bezüge 
weitergezahlt werden. Der Vertrag bedarf der 
Zustimmung der Bundesregierung. 

(2) Der Präsident der Deutschen Bundes- 
bank ernennt auf Vorschlag des Bundesbank- 
direktoriums die Beamten der Deutschen Bun- 
desbank. Er ist oberste Dienstbehörde dieser 
Beamten. 

(3) Die Beamten der Deutschen Bundesbank 
sind mittelbare Bundesbeamte. Für sie gelten 
die Vorschriften des Bundesbeamtenrechts ein- 
schließlich des Besoldungsrechts; ihre Rechts- 
verhältnisse können insoweit statutarisch ge- 
regelt werden, als die Bedürfnisse eines 
geordneten und leistungsfähigen Bankbetrie- 
bes Abweichungen von den für Bundesbeamte 
geltenden Vorschriften erfordern. Die statu- 
tarischen Vorschriften werden vom Zentral- 
bankrat erlassen und bedürfen der Zustim- 
mung der Bundesregierung. § 69 bleibt unbe- 
rührt. 


§ 13 


Urkundsbeamte 


(1) Der Präsident des Bundesbankdirekto- 
riums kann bei der Deutschen Bundesbank 


(4) Die gesetzlichen Vorschriften für An- 
gestellte und Arbeiter des Bundes finden auf 
die Angestellten und Arbeiter der Deutschen 
Bundesbank Anwendung. Tarifverträge für 
die Angestellten und Arbeiter der Deutschen 



Bundesbank werden vom Bund und von der 
Deutschen Bundesbank gemeinsam abgeschlos- 
sen. Soweit die statutarische Regelung für 
Beamte der Deutschen Bundesbank Zulagen 
ohne Rechtsanspruch an Beamte vorsieht, 
werden diese in dem gleichen Umfang und 
unter den gleichen Voraussetzungen auch an 
Angestellte gewährt. 


§ 15 

Schweigepflicht 

(1) Alle im Dienst der Deutschen Bundes- 
bank Tätigen oder auf Grund dieses Gesetzes 
mit Angelegenheiten der Deutschen Bundes- 
bank befaßten Personen sind zur Verschwie- 
genheit über diese Angelegenheiten verpflich- 
tet, auch nachdem ihre Tätigkeit für die 
Deutsche Bundesbank beendet ist. Sie dürfen 
über Angelegenheiten der Deutschen Bundes- 
bank vor Gericht nur mit Einwilligung des 
Präsidenten der Deutschen Bundesbank aus- 
sagen. Die Einwilligung soll nur versagt wer- 
den, wenn die Aussage das öffentliche Wohl 
gefährden oder die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben erschweren würde. 

(2) Die Angelegenheiten der Deutschen 
Bundesbank im Sinne dieser Vorschriften um- 
fassen auch Angelegenheiten der Landeszen- 
tralbanken, soweit sich die Deutsche Bundes- 
bank bei Erfüllung ihrer Aufgaben der Lan- 
deszentralbanken bedient. 


§ 16 
Satzung 

Der Zentralbankrat erläßt die Satzung und 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften für den 
inneren Dienstbetrieb der Deutschen Bundes- 
bank. Die Satzung bedarf der Zustimmung 
der Bundesregierung und ist zu veröffent- 
lichen. 


§ 17 


Veröffentlichungen 

Alle für die Öffentlichkeit bestimmten Be- 
kanntmachungen der Deutschen Bundesbank 
sind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 
Dies gilt insbesondere für die Diskont- und 
Lombardsätze, die im allgemeinen Geschäfts- 
verkehr mit der Deutschen Bundesbank und 
den Landeszentralbanken gelten, sowie für 
die Mindesteinlagesätze. 


DRITTER ABSCHNITT 

Allgemeine währungs- und kreditpolitische 
Befugnisse 

§ 18 

Notenausgabe 

(1) Die Deutsche Bundesbank hat das aus- 
schließliche Recht, Banknoten im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes auszugeben. Ihre No- 
ten lauten auf Deutsche Mark. Sie sind das 
einzige unbeschränkte (gesetzliche Zahlungs- 
mittel. Noten, die auf kleinere Beträge als 
zehn Deutsche Mark lauten, dürfen nur im 
Einvernehmen mit der Bundesregierung aus- 
gegeben werden. 

(2) Die Deutsche Bundesbank kann Noten 
zur Einziehung aufrufen. Aufgerufene Noten 
werden nach Ablauf der beim Aufruf be- 
stimmten Austauschfrist ungültig. 

(3) Die Deutsche Bundesbank hat für be- 
schädigte Noten Ersatz zu leisten, sofern 
der Inhaber entweder einen Teil der Note 
vorlegt, welcher größer ist als die Hälfte, 
oder den Nachweis führt, daß der Rest der 
Note, von welcher er nur die Hälfte oder 
einen geringeren Teil vorlegt, vernichtet ist. 


§ 19 


Zins- und Diskontsatz 


Die Deutsche Bundesbank setzt für ihren 
Geschäftsverkehr und für den der Landeszen- 
tralbanken die Zins- und Diskontsätze fest. 


§ 20 

Mindestreservepolitik 

(1) Zur Beeinflussung des Geldumlaufes 
und der Kreditgewährung kann der Zentral- 
bankrat verlangen, daß die Kreditinstitute in 
Höhe eines Vomhundertsatzes ihrer Ver- 
bindlichkeiten aus Sichteinlagen, befristeten 
Einlagen und Spareinlagen, sowie aus aufge- 
nommenen kurz- und mittelfristigen Gel- 
dern mit Ausnahme der Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen mindestreservepflichtigen 
Kreditinstituten Guthaben auf dem Giro- 
konto bei einer Landeszentralbank unterhal- 
ten. Der Zentralbankrat darf den Hun- 
dertsatz für Sichteinlagen nicht über 30, für 
befristete Verbindlichkeiten nicht über 20 und 
für Spareinlagen nicht über 10 vom Hundert 
festsetzen. Innerhalb dieser Grenzen kann er 
die Hundertsätze nach allgemeinen Gesichts- 
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punkten insbesondere für einzelne Gruppen 
von Instituten verschieden bemessen sowie 
verschiedene Verbindlichkeiten bei der Berech- 
nung ausnehmen. 

(2) Das monatliche Durchschnittsguthaben 
eines Kreditinstituts bei der Landeszentral- 
bank (Ist-Reserve) muß mindestens diese 
nach Absatz 1 festgelegten Vomhundert- 
sätze des monatlichen Durchschnittes seiner 
reservepflichtigen Verbindlichkeiten (Re- 
servesoll) erreichen. Der Zentralbankrat er- 
läßt nähere Bestimmungen über die Berech- 
nung und Feststellung der Ist-Reserve und 
des Reservesolls. 

(3) Der Zentralbankrat kann für den Be- 
trag, um den die Ist-Reserve das Reservesoll 
unterschreitet, einen Sonderzins bis zu 3 vom 
Hundert über den jeweiligen Lombardsatz 
festsetzen. Der Sonderzins soll nicht erhöht 
werden, wenn die Unterschreitung aus nicht 
vorhersehbaren Gründen unvermeidlich war 
oder das Kreditinstitut in Abwicklung ge- 
treten ist. 

(4) Die Kreditinstitute haben die Mindest- 
reserven bei der für ihren Geschäftsort 
zuständigen Landeszentralbank zu unter- 
halten. Für Kreditinstitute, die Niederlassun- 
gen in mehreren Ländern unterhalten und 
für die in § 23 Abs. 2 genannten Kredit- 
institute kann der Zentralbankrat eine abwei- 
chende Regelung treffen. Die Ländlichen 
Genossenschaften, die einer Zentralkasse an- 
geschlossen sind und kein Girokonto bei 
einer Landeszentralbank unterhalten, kön- 
nen die Mindestreserven bei einer Zentral- 
kasse unterhalten. Die Zentralkasse hat gleich 
hohe Guthaben bei einer Landeszentralbank 
zu unterhalten. 

(5) Die nach diesem Gesetz zu unterhal- 
tenden Mindestreserven sind auf die nach 
anderen Gesetzen zu unterhaltenden Liquidi- 
tätsreserven anzurechnen. 


§ 21 

Einlagen von Kassenmitteln des Bundes 

Der Zentralbankrat kann verlangen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland, das Sonder- 
vermögen Ausgleichsfonds, das ERP-Sonder- 
vermögen, die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung und 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
ihre flüssigen Mittel bei der Deutschen Bun- 
desbank oder bei den Landeszentralbanken 
auf Girokonto einlegen, sofern die Einlegung 


aus währungspolitischen Gründen geboten 
scheint. Entsprechendes gilt für die Länder 
und Landesversicherungsanstalten im Ver- 
hältnis zu den Landeszentralbanken. 

§ 22 

Statistische Erhebungen 

(1) Die Deutsche Bundesbank ist berech- 
tigt, die von ihr zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben benötigten Statistiken auf dem Ge- 
biet des Bank- und Geldwesens bei den Kre- 
ditinstituten anzuordnen und ihre Art und 
ihren Umfang zu bestimmen. Sie hat diese 
Statistiken durchzuführen und wertet die 
Ergebnisse für die Zwecke ihres Geschäftsbe- 
reiches aus. Sie ist berechtigt, diese Ergebnisse 
zu veröffentlichen. 

(2) Die Kreditinstitute sind verpflichtet, 
auf Verlangen der Deutschen Bundesbank die 
notwendigen Angaben zu machen. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften 
über die Statistik für Bundeszwecke. 


VIERTER ABSCHNITT 
Geschäftskreis 


§ 23 


Geschäfte mit Landeszentralbanken und 
Zentralkreditinstituten 


(1) Die Deutsche Bundesbank darf mit 
Landeszentralbanken folgende Geschäfte be- 
treiben: 

1. Wechsel kaufen und verkaufen, aus denen 
drei als zahlungsfähig bekannte Verpflich- 
tete haften — hierbei wird die Unter- 
schrift der Landeszentralbank nicht mit- 
gerechnet — ; von dem Erfordernis der 
dritten Unterschrift kann abgesehen wer- 
den, wenn durch eine Sicherheit oder in 
sonstiger Weise die Einlösung des Wechsels 
gewährleistet ist; die Wechsel müssen 
innerhalb von drei Monaten, vom Tage des 
Ankaufs an gerechnet, fällig sein; sie sollen 
gute Handelswechsel sein; 


2. Schatzwechsel kaufen und verkaufen, die 
von der Bundesrepublik Deutschland, der 
Bundesbahn, Bundespost oder von einem 
Land ausgestellt und innerhalb von drei 
Monaten, vom Tage des Ankaufs an ge- 
rechnet, fällig sind; 


7 



3. verzinsliche Darlehen gegen Pfänder (Lom- 
bardkredite) gewähren 

a) gegen Ausgleichsforderungen 

b) gegen andere Pfänder auf nicht länger 

als drei Monate, und zwar gegen 

aa) Wechsel, die den Erfordernissen 
der Nummer 1 entsprechen, 

bb) Schatzwechsel, die den Erforder- 
nissen der Nummer 2 entsprechen, 

cc) Schatzanweisungen, langfristige 
Schuldverschreibungen und Schuld- 
buchforderungen, deren Aussteller 
oder Schuldner die Bundesrepublik 
Deutschland, die Bundesbahn, die 
Bundespost oder ein Land sind, 

dd) sonstige festverzinsliche Wert- 
papiere und Schuldbuchforderun- 
gen nach näherer Bestimmung der 
Satzung. 

Die Höhe der Beleihungsgrenzen wird 
durch die Satzung bestimmt. Kommt der 
Schuldner eines Lombardkredits in Ver- 
zug, so ist die Deutsche Bundesbank be- 
rechtigt, ohne gerichtliche Ermächtigung 
oder Mitwirkung das Pfand durch einen 
ihrer Beamten öffentlich zu verkaufen 
oder, wenn der verpfändete Gegenstand 
einen Börsen- oder Marktpreis hat, den 
Verkauf nichtöffentlich durch einen dieser 
Beamten oder einen Handelsmakler zum 
laufenden Preis bewirken zu lassen und 
sich aus dem Erlös für Kosten, Zinsen und 
Kapital bezahlt zu machen; dieses Recht 
behält die Deutsche Bundesbank auch 
gegenüber anderen Gläubigern und gegen- 
über der Konkursmasse des Schuldners; 

4. unverzinsliche Gelder als Einlagen oder im 
Giroverkehr annehmen; 

5. Wertgegenstände, insbesondere Wert- 
papiere in Verwahrung und Verwaltung 
nehmen; 

6. auf ausländische Währung, laufende Zah- 
lungsmittel, einschließlich Wechsel und 
Schecks, Forderungen und Wertpapiere, 
sowie Gold, Silber, Platin kaufen und ver- 
kaufen; 

7. Schecks, Wechsel, Anweisungen, Wert- 
papiere und Zinsscheine zum Einzug über- 
nehmen und nach Deckung Zahlung lei- 
sten, soweit nicht für die Gutschrift des 
Gegenwerts für Schecks und Anweisung 
etwas anderes bestimmt wird. 


(2) Die unter Absatz 1 bezeichneten Ge- 
schäfte kann die Deutsche Bundesbank mit 
Zustimmung des Zentralbankrates auch 
mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau, der 
Deutschen Verkehrskreditbank AG, der 
Deutschen Genossenschaftskasse, der Land- 
wirtschaftlichen Rentenbank, der Industrie- 
kreditbank AG, der Ausfuhrkreditbank AG, 
der Lastenausgleichsbank (Bank für Vertrie- 
bene und Geschädigte AG) und anderen 
Zentralkreditinstituten betreiben, deren 
Aufgabengebiet sich nach Gesetz oder Sat- 
zung auf das gesamte Bundesgebiet erstreckt 
und die durch Verordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates zum 
unmittelbaren Geschäft mit der Deutschen 
Bundesbank zugelassen werden. 

§ 24 

Geschäfte in Ausgleichsforderungen 

Die Deutsche Bundesbank darf von den 
Landeszentralbanken gemäß § 52 eingekaufte 
oder beliehene Ausgleichsforderungen ankau- 
fen oder beleihen. 

§ 25 

Bestätigung von Schecks 

(1) Die Deutsche Bundesbank darf Schecks, 
die auf sie gezogen sind, nur nach vorheri- 
ger Deckung bestätigen. Aus dem Bestäti- 
gungsvermerk wird sie dem Inhaber zur 
Einlösung verpflichtet; für die Einlösung 
haftet sie auch dem Aussteller und den 
Indossanten. 

(2) Die Einlösung des bestätigten Schecks 
darf auch dann nicht verweigert werden, 
wenn inzwischen über das Vermögen des 
Ausstellers der Konkurs eröffnet worden ist. 

(3) Die Verpflichtung aus der Bestätigung 
erlischt, wenn der Scheck nicht innerhalb von 
acht Tagen nach der Ausstellung zur Zahlung 
vorgelegt wird. Auf den Nachweis der Vor- 
legung finden die Vorschriften des Arti- 
kels 40 des Scheckgesetzes vom 14. August 
1933 (Reichsgesetzbl. I S. 597) Anwendung. 

(4) Der Anspruch aus der Bestätigung ver- 
jährt in zwei Jahren vom Ablauf der Vor- 
legungsfrist an. 

(5) Auf die gerichtliche Geltendmachung 
von Ansprüchen auf Grund der Bestätigung 
finden die für Wechselsachen geltenden Zu- 
ständigkeits- und Verfahrensvorschriften 
entsprechende Anwendung. 
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§ 26 

Kreditgewährung 

an Bund und Bundesverwaltungen 

(1) Die Deutsche Bundesbank darf der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
des Sondervermögens Ausgleichsfonds, der 
Bundesbahn und der Bundespost kurzfristige 
Kredite in Form von Buch- und Schatzwech- 
selkrediten (Kassenkrediten) gewähren. 

(2) Die Höchstgrenze der Kassenkredite 
einschließlich der Schatzwechsel, welche die 
Deutsche Bundesbank für eigene Rechnung 
gekauft oder für welche sie eine Diskontzu- 
sage gegeben hat, beträgt 

a) bei der Bundesrepublik Deutschland 
2 Milliarden Deutsche Mark, 

b) bei der Bundesrepublik Deutschland 
(Sondervermögen Ausgleichsfonds) 200 
Millionen Deutsche Mark, 

c) bei der Bundesbahn 300 Millionen Deut- 
sche Mark, 

d) bei der Bundespost 200 Millionen Deut- 
sche Mark. 

§ 27 

Sonstige Geschäfte 
mit Bund und Bundesverwaltungen 

(1) Die Deutsche Bundesbank ist verpflich- 
tet, für die Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Sondervermögens Ausgleichs- 
fonds, die Bundesbahn, die Bundespost und 
das ERP-Sondervermögen Bankgeschäfte 
unentgeltlich zu erledigen, insbesondere un- 
verzinsliche Gelder als Einlagen oder im 
Giroverkehr anzunehmen. Sie kann diese 
Guthaben auf Verlangen des Einlegers für 
dessen Rechnung zinsbringend in Geldmarkt- 
papieren oder Ausgleichsforderungen an- 
legen. Der Einleger kann jederzeit verlangen, 
daß die Deutsche Bundesbank die Ausgleichs- 
forderungen zurückerwirbt. Werden Aus- 
gleichsforderungen, deren Schuldner der Bund 
ist, an den Bund abgetreten, so erlöschen sie 
nicht. 

(2) Die Deutsche Bundesbank hat die Bun- 
desrepublik Deutschland sowie den in Ab- 
satz 1 genannten Bundesverwaltungen und 
Sondervermögen des Bundes Einrichtungen 
für den Zahlurtgs- und Überweisungsverkehr 
und für die Verwahrung und Verwaltung 
von Wertgegenständen und Wertpapieren 
zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland wird 
ihre die allgemeine Bundesverwaltung be- 


treffenden Bankgeschäfte durch die Deutsche 
Bundesbank oder die Landeszentralbanken 
besorgen lassen. Sie wird ihre Anleihen, 
Schatzanweisungen und Schatzwechsel in 
erster Linie durch die Deutsche Bundesbank 
begeben lassen. Die in Absatz 1 genannten 
Bundesverwaltungen und Sondervermögen 
des Bundes werden ihre Anleihen, Schatz- 
anweisungen und Schatzwechsel im Beneh- 
men mit der Deutschen Bundesbank be- 
geben. 

§ 28 

Auslandsgeschäfte 

(1) Die Deutsche Bundesbank darf Bank- 
geschäfte für ausländische Regierungen und 
deren Vertretungen sowie für internationale 
Einrichtungen erledigen. 

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgaben darf 
sie Bankgeschäfte mit Kreditinstituten und 
sonstigen dem zwischenstaatlichen Zahlungs- 
verkehr dienenden Einrichtungen, die außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
ihren Sitz haben, erledigen. 


§ 29 

Geschäfte am offenen Markt 

Die Deutsche Bundesbank darf nach den 
Richtlinien des Zentralbankrates am offenen 
Markt kaufen und verkaufen 

1. Schatzwechsel, Schatzanweisungen, ver- 
zinsliche Schuldverschreibungen und 
Schuldbuchforderungen, deren Aussteller 
oder Schuldner die Bundesrepublik 
Deutschland, (die Bundesbahn, die Bundes- 
post oder ein Land ist, 

2. andere zum amtlichen Börsenhandel zu- 
gelassene festverzinsliche Wertpapiere, 

3. Wechsel, die den Erfordernissen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 entsprechen. 

§ 30 

Mobilisierung der Ausgleichsforderungen 
für Geschäfte am offenen Markt 

(1) Der Bund als Schuldner der der Deut- 
schen Bundesbank nach den Vorschriften zur 
Neuordnung des Geldwesens zustehenden 
Ausgleichsforderung hat der Bank auf Ver- 
langen Schatzwechsel oder unverzinsliche 
Schatzanweisungen in einer Stückelung und 
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Ausstattung nach ihrer Wahl (Mobilisierungs- 
papiere) bis zum Höchstbetrag von 4 Mil- 
liarden Deutsche Mark auszuhändigen. Die 
Bundesregierung kann auf Antrag der Bank 
den Höchstbetrag bis zum Nennbetrag der 
Ausgleichsforderung erhöhen. 

(2) Die Mobilisierungspapiere sind bei der 
Deutschen Bundesbank zahlbar. Die Bank ist 
gegenüber dem Bund verpflichtet, alle Ver- 
bindlichkeiten aus den Mdbilisierungspapie- 
ren zu erfüllen. Der Bund zahlt weiterhin die 
Zinsen auf die genannte Ausgleichsforderung. 

(3) Der Bund kann im Einvernehmen mit 
der Bank bis zur Hälfte des ganzen Betrages 
der am Markt umlaufenden Mobilisierungs- 
papiere, höchstens jedoch bis zu 2 Milliar- 
den Deutsche Mark in deren Bedienung selbst 
eintreten. Die Bank darf den Selbsteintritt 
auch darüber hinaus zulassen. Die Bank hat 
den Gegenwert der Papiere, in deren Bedie- 
nung der Bund eingetreten ist, abgerechnet 
zum Tage des Selbsteintritts an den Bund ab- 
zuführen. Erhöhen sich während der Laufzeit 
dieser Papiere die Abgabesätze der Bank, so 
kann die Bank den Mehrbetrag, bezogen auf 
die Restlaufzeit am Tage des Selbsteintritts, 
vom Bund verlangen. 

(4) Umlaufende Papiere, in deren Bedie- 
nung der Bund eingetreten ist, gelten nicht 
mehr als Mobilisierungspapiere, bleiben aber 
auf die Höchstgrenze des Selbsteintritts (Ab- 
satz 3 Satz 1 und 2) angerechnet. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die Mobilisierungspapiere zu be- 
geben. Papiere, in deren Bedienung der Bund 
eingetreten ist, werden auf die Ermächtigung 
des Bundesministers der Finanzen zur Auf- 
nahme von Krediten angerechnet. Mobilisie- 
rungspapiere, in deren Bedienung der Bund 
gemäß Absatz 3 Satz 1 eingetreten ist, wer- 
den auf die Kredithöchstgrenze nach § 27 
Abs. 2 Buchstabe a angerechnet. 


§ 31 

Begrenzung des Geschäftskreises 

Andere Geschäfte als die in den §§ 23 
bis 30 zugelassenen darf die Deutsche Bundes- 
bank nur für Zwecke des eigenen Betriebs 
und nach Maßgabe der Satzung, der Betriebs- 
angehörigen oder zur Durchführung und zur 
Abwicklung zugelassener Geschäfte vor- 
nehmen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Jahresabschluß, Gewinnverteilung 
und Ausweis 

§ 32 

Jahresabschluß 

(1) Das Geschäftsjahr der Deutschen Bun- 
desbank ist das Kalenderjahr. 

(2) Den Jahresabschluß hat das Bundes- 
bankdirektorium innerhalb von vier Mona- 
ten nach Ablauf des Geschäftsjahres aufzu- 
stellen. Der Jahresabschluß und die Bücher 
der Deutschen Bundesbank sind durch einen 
oder mehrere sachverständige und unabhän- 
gige, vom Bundesbankrat zu bestellende Prü- 
fer zu prüfen. 

(3) Die Genehmigung und Feststellung des 
mit dem Prüfungsvermerk versehenen Jah- 
resabschluß obliegen dem Bundesbankrat. 
D i es e r erteilt d em B un d esb an k di rek t o r iu m 
Entlastung und veröffentlicht den Jahres- 
abschluß unverzüglich nach der Feststellung. 
§ 8 Abs. 5 Satz 2 bleibt unberührt. 


§ 33 

Gewinnverteilung 

(1) Der Reingewinn ist in nachstehender 

Reihenfolge zu verwenden: 

1. 20 vom Hundert des Reingewinns, jedoch 
nicht weniger als 20 Millionen Deutsche 
Mark sind einer gesetzlichen Rücklage min- 
destens so lange zuzuführen, bis diese 
5 vom Hundert des Notenumlaufs erreicht 
hat. 

2. Auf das Grundkapital ist ein Gewinnanteil 
von 6 vom Hundert auszuschütten. 

3. Zur Bildung von Rücklagen für bestimmte 
Zwecke dürfen bis zu 10 vom Hundert des 
danach verbleibenden Teiles des Rein- 
gewinns verwendet werden. 

4. Ein Betrag von 40 Millionen Deutsche 
Mark, vom Geschäftsjahr 1980 an 30 Mil- 
lionen Deutsche Mark sind dem nach dem 
Gesetz über die Tilgung von Ausgleichs- 
forderungen gebildeten Fonds zum Ankauf 
von Ausgleichsforderungen bis zu seiner 
Auflösung zuzuführen. 

5. Der Restbetrag des Reingewinns ist an den 
Bund abzuführen. 

(2) Die gesetzliche Rücklage darf nur zum 

Ausgleich von Wertminderungen und zur 
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Deckung von sonstigen Verlusten verwendet 
werden; ihrer Verwendung hierfür steht 
nicht entgegen, daß noch andere Rücklagen 
für diesen Zweck vorhanden sind. 

§ 34 
Ausweis 

Das Bundesbankdirektorium veröffentlicht 
jeweils nach dem Stand vom 7., 15., 23. und 
Letzten jeden Monats folgende Ausweise: 

a) Eine Zusammenfassung der Ausweise der 
Deutschen Bundesbank und der Landes- 
zentralbanken, 

b) einen Ausweis der Deutschen Bundesbank. 

Die Ausweise der Deutschen Bundesbank 
müssen enthalten: 

I. Aktiva 

1. Gold 

2. Guthaben bei ausländischen Banken 

3. Sorten, ausländische Wechsel und Schecks 

4. Inlandwechsel 

5. Schatzwechsel und unverzinsliche Schatz- 
anweisungen 

a) des Bundes und der Sondervermögen 
'des Bundes 

b) der Länder 

6. Lombardforderungen 

7. Kassenkredite an Bund und Sonderver- 
mögen des Bundes 

8. Scheidemünzen 

9. Postscheckguthaben 

10. Wertpapiere 

II. Ausgleichsforderungen 

a) zugeteilte 

b) angekaufte 

12. Schwebende Verrechnungen im Zentral- 
banksystem 

13. Sonstige Aktiva 

11. Passiva 

1. Banknotenumlauf 

2. Einlagen 

a) der Landeszentralbanken 

b) des Bundes 

c) der Sondervermögen des Bundes und 
sonstiger öffentlicher Einleger 


d) sonstiger inländischer Einleger 

e) ausländischer Einleger 

3. Verbindlichkeiten aus der Abwicklung des 
A uslandsgeschäf t s 

4. Grundkapital 

5. Rücklagen 

6. Rückstellungen 

7. Schwebende Verrechnungen im Zentral- 
banksystem 

8. Sonstige Passiva. 

ZWEITER TEIL 

Die Landeszentralbanken 

ERSTER ABSCHNITT 

Rechtsform, allgemeine Aufgabe und 
Grundkapital 

§ 35 

Rechtsform und Sitz 

(1) In jedem Lande der Bundesrepublik 
Deutschland und im Lande Berlin besteht 
eine Landeszentralbank. Die Rechtsstellung 
der in den Ländern bestehenden Landes- 
zentralbanken richtet sich nach den folgenden 
Vorschriften. 

(2) Die Landeszentralbanken sind Anstalten 
des öffentlichen Rechts des Landes, in dem sie 
ihren Sitz haben. 

(3) Name und Sitz der Landeszentralban- 
ken bestimmen sich nach ihrer Satzung. Die 
Landeszentralbanken müssen den Namen 
„Landeszentralbank“ mit einem auf das Land 
ihres Sitzes hinweisenden Zusatz führen. 

§ 36 

Allgemeine Aufgabe 

Die Landeszentralbanken haben im Rah- 
men der Beschlüsse des Zentralbankrates in 
ihrem Bereich die Aufgaben und Befugnisse 
der Deutschen Bundesbank verantwortlich 
wahrzunehmen, soweit nicht die Durchfüh- 
rung der Beschlüsse des Zentralbankrates nach 
diesem Gesetz der Deutschen Bundesbank 
unmittelbar obliegt. Dabei haben sie insbeson- 
dere die Aufgabe, in ihrem Land die Geld- 
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und Kreditversorgung zu pflegen und den 
Überweisungs- und Scheck einzugsverkehr zu 
fördern. Sie führen Bankgeschäfte für das 
Land aus. 


§ 37 

Einlage von Kassenmitteln des Landes 

Der Zentralbankrat kann verlangen, daß 
die Länder und die Landesversicherungs- 
anstalten ihre flüssigen Mittel bei der Lan- 
dcszentralbank auf Girokonto einlegcn, so- 
fern die Einlegung aus währungspolitischen 
Gründen geboten erscheint. 

§ 38 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital beträgt 

a) für die Landeszentralbank im Lande 
Baden- Württemberg 

50 Millionen Deutsche Mark 

b) für die Landeszentralbank im Lande 
Bayern 50 Millionen Deutsche Mark 

c) für -die Landeszentralbank im Lande 

Berlin 5 Millionen Deutsche Mark 

d) für die Landeszentralbank im Lande 

Bremen 10 Millionen Deutsche Mark 

e) für die Landeszentralbank im Lande 

Hamburg 40 Millionen Deutsche Mark 

f) für die Landeszentralbank im Lande 

Hessen 30 Millionen Deutsche Mark 

g) für die Landeszentralbank im Lande 
Niedersachsen 

40 Millionen Deutsche Mark 

h) für die Landeszentralbank im Lande 
Nordrhein- Westfalen 

65 Millionen Deutsche Mark 

i) für die Landeszentralbank im Lande 
Rheinland-Pfalz 

20 Millionen Deutsche Mark 

j) für die Landeszentralbank im Lande 
Schleswig-Holstein 

10 Millionen Deutsdie Mark. 

Die Höhe des Grundkapitals kann durch die 
Satzung mit Zustimmung des Zentralbank- 
rates anders festgesetzt werden. 

(2) Das Grundkapital steht den Ländern 
zu. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Leitung und Verwaltung 

S 39 
Organe 

Die Organe einer Landeszentralbank sind 
der Vorstand und der Verwaltungsrat. 

§ 40 

Zusammensetzung und Willensbildung 
des Vorstandes 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Präsi- 
denten der Landeszentralbank, dem Vize- 
präsidenten als seinem Stellvertreter und 
einer durch -die Satzung festzusetzenden An- 
zahl weiterer Mitglieder. 

(2) Der Präsident und der Vizepräsident 
der Landeszentralbank werden von der Lan- 
desregierung ernannt, der Präsident im Be- 
nehmen mit der Bundesregierung. Die übri- 
gen Mitglieder des Vorstandes werden auf 
Vorschlag des Präsidenten der Landcszentral- 
bank vom Verwaltungsrat bestellt. 

(3) Die Amtsdauer des Präsidenten beträgt 
sechs Jahre, die der übrigen Vorstandsmit- 
glieder fünf Jahre. Wiederbestellung ist zu- 
lässig. 

(4) Der Vorstand faßt seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Präsidenten, bei seiner Behinde- 
rung die Stimme des Vizepräsidenten. 

§ 41 

Aufgaben und Rechtsstellung des 
Vorstandes 

(1) Die Landeszentralbank wird vom Vor- 
stand geleitet. 

(2) Der Vorstand vertritt die Landeszen- 
tralbank gerichtlich und außergerichtlich. 
Willenserklärungen sind für die Landes- 
zentralbank verbindlich, wenn sie von zwei 
Vorstandsmitgliedern oder von zwei vom 
Vorstand ermächtigten Vertretern abgegeben 
werden. Zur Rechtswirksamkeit einer der 
Landeszentralbank gegenüber abzugebenden 
Willenserklärung genügt die Abgabe der Er- 
klärung gegenüber einem Mitglied des Vor- 
standes oder einem vom Vorstand ermächtig- 
ten Vertreter. 
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§ 42 

Zusammensetzung und Willensbildung 
des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus zehn 
Mitgliedern. Dem Verwaltungsrat gehören an 

a) der Vorsitzende, der von der Landes- 
regierung bestellt wird, 

b) der Präsident der Landeszentralbank oder 
bei dessen Behinderung der Vizepräsident 
als stellvertretender Vorsitzender, 

c) der Wirtschaftsminister (Senator) oder bei 
seiner Behinderung sein zuständiger Ver- 
treter, 

d) der Finanzminister (Senator) oder bei sei- 
ner Behinderung sein ständiger Vertreter, 

e) je ein vom zuständigen Landesminister 
(Senator) zu bestellender Vertreter der 
Landwirtschaft, der gewerblichen Wirt- 
schaft, der kommunalen Wirtschaft und 
der Angestellten- und Arbeiterschaft; an 
Stelle des Vertreters der Landwirtschaft 
kann in den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg ein Vertreter des Handels be- 
stellt werden, 

f) je ein von dem für das Bankwesen zu- 
ständigen Landesminister (Senator) auf 
Vorschlag der Berufsvertretungen oder 
Verbände der öffentlich-rechtlichen, der 
privaten und der genossenschaftlichen 
Kreditinstitute zu ernennender Vertreter. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind an 
Weisungen nicht gebunden. 

(2) Die Amtsdauer der in Absatz 1 Buch- 
staben a, e und f bezeichneten Mitglieder des 
Verwaltungsrates beträgt 3 Jahre. Wiederbe- 
stellung ist zulässig. 

(3) Der Verwaltungsrat faßt seine Be- 
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebe- 
nen Stimmen. Bei Stimmengleichheit ent- 
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. Zur 
Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von 
mehr als der Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder erforderlich. 

(4) Ein Mitglied des Verwaltungsrates darf 
sein Stimmrecht nicht ausüben, wenn die Be- 
schlußfassung ein Rechtsgeschäft mit ihm 
oder seine Entlastung zum Gegenstand hat. 
Bei der Beschlußfassung über den Jahresab- 
schluß (§ 60) ruht das Stimmrecht des stell- 
vertretenden Vorsitzenden. 

(5) Die nicht dem Verwaltungsrat ange- 
hörenden Mitglieder des Vorstände? dürfen 


an den Sitzungen des Verwaltungsrates — je- 
doch ohne Stimmrecht — teilnehmen. 

§ 43 

Aufgabe des Verwaltungsrates 

Der Verwaltungsrat überwacht die Ge- 
schäftsführung des Vorstandes der Landes- 
zentralbank. 

§ 44 

Zweiganstalten 

(1) Die Landeszentralbanken dürfen Zweig- 
anstalten (Landeszentralbankhauptstellen, 
Landeszentralbankzweigstellen, Landeszen- 
tralbanknebenstellen) im Gebiet ihres Landes 
nach Richtlinien des Bundesbankrates unter- 
halten. Der Verwaltungsrat ist bei der Errich- 
tung und Schließung von Zweiganstalten an- 
zuhören. 

(2) Die selbständigen Zweiganstalten (Lan- 
deszentralbankhauptstellen und Landeszen- 
tralbankzweigstellen) werden von einem Vor- 
stand geleitet, der aus mindestens zwei Mit- 
gliedern besteht. Der Vorstand vertritt die 
Landeszentralbank innerhalb des Geschäfts- 
bereichs der Zweiganstalt gerichtlich und 
außergerichtlich. Willenserklärungen selbstän- 
diger Zweiganstalten sind für die Landeszen- 
tralbank verbindlich, wenn sie von zwei Vor- 
standsmitgliedern oder ihren Vertretern ab- 
gegeben werden. Zur Rechtswirksamkeit einer 
Willenserklärung gegenüber selbständigen 
Zweiganstalten genügt die Abgabe einer Er- 
klärung gegenüber einem Vorstandsmitglied 
oder dessen Vertretern. 

(3) Gegen eine Landcszentralbank können 
Klagen, die sich auf den Geschäftsbetrieb einer 
selbständigen oder einer dieser untergeordne- 
ten Zweiganstalt beziehen, auch bei dem für 
die selbständige Zweiganstalt örtlich zustän- 
digen Gericht erhoben werden. 

§ 45 

Sonderstellung der Landeszentralbanken 

(1) Die Landeszentralbanken stehen einer 
obersten Landesbehörde gleich. Sie führen ein 
amtliches Siegel. 

(2) Die Landeszentralbanken genießen in 
Bau-, Wohnungs- und Mietangelegenhei- 
ten die gleichen Vergünstigungen wie die Län- 
der. 



(3) Die Vorschriften über die Beteiligung 
an den Industrie- und Handelskammern fin- 
den auf die Landeszentralbanken keine An- 
wendung. 

§ 46 

Urkundsbeamte 

(1) Die Präsidenten der Landeszentralban- 
ken können bei den Landeszentralbanken 
und bei deren Zweiganstalten Urkundsbeamte 
bestellen. Die Urkundsbeamten müssen die 
Befähigung zum Richteramt besitzen. Sie 
können in Angelegenheiten der Landeszen- 
tralbanken alle Geschäfte eines Notars wahr- 
nehmen und ein amtliches Siegel führen. 

(2) Die Befugnis, eine Landeszentralbank 
zu vertreten, kann durch Bescheinigung eines 
Urkundsbeamten der Landeszentralbank 
nachgewiesen werden. 

S 47 

Rechtsverhältnisse der Bankangehörigen 

Der Präsident der Landeszentralbank, der 
Vizepräsident und die weiteren Mitglieder 
des Vorstands stehen in einem Öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnis. Ihre Rechtsver- 
hältnisse gegenüber der Landeszentralbank 
werden durch Vertrag mit der Landeszentral- 
bank, vertreten durch den Verwaltungsrat, 
geregelt. Der Vertrag mit dem Präsidenten 
der Landeszentralbank soll die Verpflichtung 
enthalten, innerhalb von zwei Jahren nach 
Beendigung des Vertrages keine leitende Stel- 
lung bei einer Geschäftsbank innerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes einzunehmen, 
falls ihm für diese Zeit die bisherigen Bezüge 
weiter gezahlt werden. Die Verträge bedür- 
fen der Zustimmung der Landesregierung. 

(2) Der Präsident der Landeszentralbank 
ernennt auf Vorschlag des Vorstandes die Be- 
amten der Landeszentralbank als die oberste 
Dienstbehörde dieser Beamten. 

(3) Für die Beamten der Landeszentralban- 
ken gelten die Vorschriften des Landesbeam- 
tenrechts; ihre Rechtsverhältnisse können in- 
soweit statutarisch geregelt werden, als die 
Bedürfnisse eines geordneten und leistungs- 
fähigen Bankbetriebs Abweichungen von den 
für Landesbeamte geltenden Vorschriften er- 
fordern und die Angleichung an die Rechts- 
verhältnisse der Beamten der Deutschen Bun- 


desbank dies angezeigt erscheinen läßt. Die 
statutarischen Vorschriften werden vom Vor- 
stand mit Genehmigung des Verwaltungsrates 
erlassen; sie sollen den Vorschriften der Deut- 
schen Bundesbank entsprechen und bedürfen 
der Zustimmung der Landesregierung. § 75 
bleibt unberührt. 

(4) Auf die Angestellten und Arbeiter der 
Landeszentralbanken finden die für die An- 
gestellten und Arbeiter der Deutschen Bun- 
desbank geltenden Vorschriften entspre- 
chende Anwendung. 

§ 48 

Schweigepflicht 

Alle im Dienst der Landeszentralbanken 
tätigen oder auf Grund dieses Gesetzes mit 
Angelegenheiten der Landeszentralbanken 
befaßten Personen sind zur Verschwiegenheit 
über diese Angelegenheiten verpflichtet, audi 
nachdem ihre Tätigkeit für die Landeszen- 
tralbanken beendet ist. Sie dürfen über An- 
gelegenheiten der Landeszentralbanken vor 
Gericht nur mit Einwilligung des Präsiden- 
ten — der Präsident und die Verwaltungs- 
ratsmitglieder nur mit Einwilligung des Vor- 
sitzenden des Verwaltungsrates — aussagen. 
Die Einwilligung soll nur versagt werden, 
wenn die Aussage das öffentliche Wohl gefähr- 
den oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
erheblich erschweren würde. 

§ 49 
Satzung 

Der Verwaltungsrat erläßt die Satzung der 
Landeszentralbank. Sie bedarf der Zustim- 
mung der Landesregierung und ist zu ver- 
öffentlichen. 

§ 50 

Veröffentlichungen 

Alle für die Öffentlichkeit bestimmten Be- 
kanntmachungen der einzelnen Landeszentral- 
banken sind in dem der Landesregierung für 
öffentliche Bekanntmachungen dienenden An- 
zeigenblatt zu veröffentlichen. Anstelle einer 
Veröffentlichung genügt eine Verweisung auf 
eine gemeinsame Bekanntmachung der Landes- 
zentralbanken im Bundesanzeiger. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Geschäftskreis 

§ 51 

Geschäfte mit Kreditinstituten 

Die Landeszentralbanken dürfen mit Kre- 
ditinstituten die in § 23 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 
bezeichneten Geschäfte betreiben. 

§ 52 

Geschäfte in Ausgleichsforderungen 

Die Landeszentralbanken dürfen Ausgleichs- 
forderungen von Kreditinstituten, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen kaufen und ver- 
kaufen. Sie dürfen diesen Instituten verzins- 
liche Darlehen/Lombardkredite gegen Ver- 
pfändung von Ausgleichsforderungen auf 
nicht länger als drei Monate gewähren. 

§ 53 

Kreditgewährung an das Land 

(1) Die Landeszentralbanken dürfen ihrem 
Lande kurzfristige Kredite in Form von Buch- 
und Schatzwechselkrediten (Kassenkrediten) 
gewähren. 

(2) Die Summe der Kassenkredite ein- 
schließlich der Schatzwechsel, welche die Lan- 
deszentralbanken für eigene Rechnung gekauft 
oder für welche sie eine Diskontzusage ge- 
geben haben, darf bei den einzelnen Landes- 
zentralbanken 20 Deutsche Mark je Einwoh- 
ner nach der letzten amtlichen Volkszählung 
nicht überschreiten. Bei der Freien und Hanse- 
stadt Llamburg, der Freien Hansestadt Bre- 
men und dem Lande Berlin dient als Berech- 
nungsgrundlage ein Betrag von 40 Deutsche 
Mark je Einwohner. 

§ 54 

Sonstige Geschäfte mit dem Land 

(1) Die Landeszentralbanken sind verpflich- 
tet, für ihr Land Bankgeschäfte unentgeltlich 
zu erledigen, insbesondere unverzinsliche Gel- 
der als Einlagen oder im Giroverkehr anzu- 
nehmen. Sie haben diese Guthaben auf Ver- 
langen des Einlegers für dessen Rechnung 
zinsbringend in Geldmarktpapieren oder Aus- 
gleichsforderungen anzulegen. Der Einleger 
kann jederzeit verlangen, daß die Landes- 
zentralbanken die Ausgleichsforderungen zu- 
rückerwerben. Werden Ausgleichsforderun- 


gen, deren Schuldner das Land ist, an das 
Land abgetreten, so erlöschen sie nicht. 

(2) Die Länder sollen in der Regel ihre die 
allgemeine Landesverwaltung betreffenden 
Bankgeschäfte durch ihre Landeszentralbank 
besorgen lassen. Sie sollen ihre Anleihen, 
Schatzanweisungen und Schatzwechsel in erster 
Linie durch ihre Landeszentralbank begeben. 

§ 55 

Geschäfte mit jedermann 

Die Landeszentralbanken dürfen von jeder- 
mann unverzinsliche Gelder als Einlagen oder 
im Giroverkehr annehmen. 

§ 56 

Bestätigung von Schecks 

Für die Bestätigung von Schecks durch die 
Landeszentralbanken ist § 26 entsprechend 
anzuwenden. 

§ 57 

Begrenzung des Geschäftskreises 

(1) Die Landeszentralbanken dürfen nach 
den Richtlinien des Zentralbankrates auf 
Öffentlichem Markt kaufen und verkaufen. 

1. Schatzwechsel, Schatzanweisungen, ver- 
zinsliche Schuldverschreibungen und 
Schuldbuchforderungen, deren Aussteller 
oder Schuldner die Bundesrepublik 
Deutschland, die Bundesbahn, die Bundes- 
post oder ein Land ist, 

2. andere zum amtlichen Börsenhandel zu- 
gelassene festverzinsliche Wertpapiere, 

3. Wechsel, die den Erfordernissen des § 23 
Abs. 1 Nr. 1 entsprechen. 

(2) Andere Geschäfte als die in den §§ 51 
bis 56 zugelassenen dürfen die Landeszentral- 
banken nur für Zwecke des eignen Betriebs 
und nach Maßgabe der Satzung für die Be- 
triebsangehörigen oder zur Durchführung 
und zur Abwicklung zugelassener Geschäfte 
oder für die Deutsche Bundesbank vorneh- 
men. 

§ 58 

Kostenausgleich zwischen der Deutschen 
Bundesbank und den Landeszentralbanken 

Der Zentralbankrat kann Bestimmungen 
zum Zwecke des Kostenausgleichs zwischen 
der Deutschen Bundesbank und den Landes- 
zentralbanken erlassen. 
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VIERTER ABSCHNITT 


Jahresabschluß, Gewinnverteilung 
und Ausweis 

§ 59 

Jahresabschluß 

(1) Das Geschäftsjahr der Landeszentral- 
banken ist das Kalenderjahr. 

(2) Den Jahresabschluß hat der Vorstand 
innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres aufzustellen. Der Jahresab- 
schluß und die Bücher der Landeszentralban- 
ken sind durch einen oder mehrere sachver- 
ständige und unabhängige, vom Verwaltungs- 
rat zu bestellende Prüfer zu prüfen. 

(3) Die Genehmigung und Feststellung des 
mit dem Prüfungsvermerk versehenen Jah- 
resabschlusses obliegt dem Verwaltungsrat; 
dieser erteilt dem Vorstand Entlastung. § 44 
Abs. 4 Satz 2 bleibt unberührt. Der Vor- 
stand veröffentlicht den Jahresabschluß un- 
verzüglich nach der Feststellung. 

§ 60 

Gewinnverteilung 

(1) Der Reingewinn der Landeszentralban- 
ken ist in nachstehender Reihenfolge zu ver- 
wenden: 

1. 20 vom Hundert des Reingewinns sind 
einer gesetzlichen Rücklage so lange zuzu- 
führen, bis diese ein Zehntel der Gesamt- 
verbindlichkeiten, mindestens aber die 
Höhe des Grundkapitals erreicht hat. 

2. Auf das Grundkapital ist ein Gewinnanteil 
von 6 vom Hundert auszuschütten. 

3. Zur Bildung von Rücklagen für bestimmte 
Zwecke dürfen durch Beschluß des Verwal- 
tungsrates mit Genehmigung des Finanz- 
ministers bis zu 10 vom Hundert des 
danach verbleibenden Teils des Reinge- 
winns verwendet werden. 

4. Der Restbetrag des Reingewinns ist an das 
Land abzuführen. 

(2) Die gesetzliche Rücklage darf nur zum 
Ausgleich von Wertminderungen und zur 
Deckung von sonstigen Verlusten verwendet 
werden; ihrer Verwendung hierfür steht 
nicht entgegen, daß noch andere Rücklagen 
für diesen Zweck vorhanden sind. 


§ 61 
Ausweis 

(1) Die Vorstände der Landeszentralban- 
ken veröffentlichen Ausweise jeweils nach 
dem Stand vom 7., 13., 23. und Letzten eines 
jeden Monats. Die Ausweise müssen minde- 
stens folgende Angaben enthalten: 

I. Aktiva 

1. Guthaben bei der Deutschen Bundes- 
bank 

2. Postscheckguthaben 

3. Inlandwechsel 

4. Schatzwechsel und unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Landes 

3. Lombardforderungen 

6. Kassenkredite an das Land 

7. Wertpapiere 

8. Ausgleichsforderungen 

a) zugeteilte 

b) angekaufte 

9. Beteiligungen an der Deutschen Bun- 
desbank 

10. Schwebende Verrechnungen im Zen- 
tralbanksystem 

11. Sonstige Aktiva 

II. Passiva 

1 . Einlagen 

a) von Kreditinstituten 

b) des Landes 

c) sonstiger öffentlicher Einleger 
<d) von sonstigen Einlegern 

2. Bei der Deutschen Bundesbank auf- 
genommene Lombarddarlehen 

3. Grundkapital 

4. Rücklagen 

5. Rückstellungen 

6. Schwebende Verrechnungen im Zen- 
tralbanksystem 

7. Sonstige Passiva. 

(2) Außerdem sind die aus der Weitergabe 
von Wechseln entstandenen bedingten Ver- 
bindlichkeiten und Rückgriffsforderungen 
sowie der Betrag der an die Deutsche Bun- 
desbank veräußerten eigenen und angekauf- 
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ten Auisglei chsf o rcleru ngen ersichtlich zu 
machen. 

(3) Im Ausweis nach dem Stande vom 
Letzten eines jeden Monats sind ferner das 
Mindesteinlagenerfordernis sowie der Stand 
der Mindesteinlagenhaltunig der Kreditinsti- 
tute bei der Landeszentralbank anzugeben. 


DRITTER TEIL 

Straf-, Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 
Strafvorschriften 

§ 62 

Unbefugte Ausgabe oder Verwendung 
von Geldzeichen 

(1) Mit Gefängnis und mit Geldstrafe in 
unbeschränkter Höhe oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft 

1 . wer unbefugt Geldzeichen (Marken, Mün- 
zen, Scheine oder sonstige Urkunden, die 
geeignet sind, im Zahlungsverkehr an 
Stelle der gesetzlich zugelassenen Münzen 
oder Banknoten verwendet zu werden) 
oder unverzinsliche Inhaberschuldver- 
Schreibungen ausgibt, auch wenn ihre 
Wertbezeichnung nicht auf Deutsche Mark 
lautet, 

2. wer Geldzeichen oder unverzinsliche In- 
haberschuldverschreibungen, die unbefugt 
ausgegeben worden sind, zu Zahlungen 
verwendet. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wird die in Absatz 1 bezeichnete Tat 
fahrlässig begangen, so ist auf Geldstrafe zu 
erkennen. 

§ 63 

Gerichtliche Einziehung von Geldzeichen 

(1) Die in § 63 bezeichneten Gegenstände 
können eingezogen werden, soweit sich die 
Straftat auf sie bezieht. 

(2) Kann keine bestimmte Person verfolgt 
oder verurteilt werden, so kann auf die Ein- 


ziehung selbständig erkannt werden, wenn 
im übrigen die Voraussetzungen hierfür vor- 
liegen. 

§ 64 

Anhalten von Geldzeichen 

(1) Die Deutsche Bundesbank, die Landes- 
zentralbanken, alle Kreditinstitute und öf- 
fentlichen Kassen, einschließlich der Kassen 
der Wirtschaftsbetriebe der öffentlichen 
Hand, sind (berechtigt und verpflichtet, ihnen 
zugehende nachgemachte, verfälschte oder als 
unecht verdächtige Banknoten und Münzen 
(Falschgeld) sowie Geldzeichen der in § 63 
genannten Art anzuhalten. Die genannten 
Stellen haben sich bei Bareinzahlungen über 
die Person des Einreichers bzw. Einzahlers zu 
vergewissern und mit ihm eine kurze Ver- 
handlung über den Sachverhalt aufzuneh- 
men. Sind Falschgeld oder Geldzeichen der in 
§ 63 genannten Art durch Übersendung zu- 
gegangen, so ist der Einsender von dem An- 
halten zu benachrichtigen, auch ist ihm eine 
Empfangsbescheinigung zu erteilen. 

(2) Wird das Falschgeld als solches ohne 
weiteres erkannt, so hat die anhaltende Stelle 
sofort der zuständigen Polizeibehörde An- 
zeige zu erstatten und ihr das angehaltene 
Falschgeld unter Beifügung der Verhandlung 
und etwaiger sonstiger Beweisstücke vorzule- 
gen. Sie hat der Deutschen Bundesbank, so- 
fern diese nicht selbst die anhaltende Stelle 
ist, hiervon Mitteilung zu machen. Erscheint 
die Unechtheit einer Banknote oder Münze 
zweifelhaft, so ist sie der Deutschen Bundes- 
bank zur Prüfung vorzulegen. Die Bundes- 
bank wird nach Prüfung 

a) im Falle der Echtheit der Note oder Mün- 
ze der anhaltenden Stelle den Gegenwert 
erstatten oder die Note oder Münze zu- 
rückgeben, 

b) im Falle der Unechtheit das Falschgeld mit 
einem Gutachten der zuständigen Polizei- 
behörde übersenden und hiervon die an- 
haltende Stelle benachrichtigen. 

(3) Nach Abschluß des Strafverfahrens sind 
das Falschgeld und die Geldzeichen der in 
§ 63 genannten Art von der Deutschen Bun- 
desbank aufzubewahren. Sie können nach Ab- 
lauf folgender Fristen vernichtet werden: 

a) Falsche Banknoten, Münzen und Geldzei- 
chen der in § 63 genannten Art, deren 
Hersteller ermittelt und rechtskräftig 
verurteilt worden sind, nach Ablauf von 
zehn Jahren nach Rechtskraft des Urteils; 


17 



b) falsche Banknoten, Münzen und Geldzei- 
chen der in § 63 genannten Art, deren 
Hersteller nicht ermittelt worden sind, 
nach Ablauf von zwanzig Jahren nach 
Rechtskraft des die Einziehung ausspre- 
chenden Urteils. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften für die Deutsche 
Bundesbank 

§ 65 

Mitglieder der Organe 

Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im 
Amt befindlichen Mitglieder des Zentralbank- 
rates und des Direktoriums der Bank deut- 
scher Länder sind bis zum Ablauf ihrer Amts- 
zeit in ihren bisherigen Stellungen Mitglieder 
des Bundesbankrates und des Direktoriums 
der Deutschen Bundesbank. 

§ 66 

Änderung von Rechtsvorschriften 
betreffend die Bank deutscher Länder 

(1) Soweit in anderen Rechtsvorschriften 
die Bank deutscher Länder genannt ist, tritt 
an die Stelle der Bank deutscher Länder die 
Deutsche Bundesbank. 

(2) Für die Grundbuchberichtigung aus 
Anlaß der Änderung der Bezeichnung „Bank 
deutscher Länder“ in „Deutsche Bundesbank“ 
werden Gebühren nicht erhoben. 

§ 67 

Statutarische Regelung auf dem Gebiete des 
Personal- und Besoldungsrechts 

(1) Bis zur Aufnahme des Bundesbankbe- 
amten in die Besoldungsordinunigen (Anlagen 
zum Besoldungsgesetz) und bis zum Erlaß 
der in § 15 Abs. 3 vorgesehenen statutarischen 
Regelung auf dem Gebiete des Besoldungs- 
rechts finden für die Bundesbankbeamten die 
§§ 1 bis 8 und 10 der Anlage 1 zum Personal- 
statut der Bank deutscher Länder (Bundes- 
anzeiger Nr. 38 vom 23. Februar 1950) An- 
wendung, jedoch ohne den Vorbehalt der 
Vorschriften des § 25 des Personalstatuts in 
§ 3 Abs. 4. Die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund des § 35 Abs. 2 des Per- 
sonalstatuts der Bank deutscher Länder 
(Bundesanzeiger Nr. 13 vom 19. Januar 1950) 
bewilligten besonderen Vergütungen können 


bis zu der in Satz 1 vorgesehenen statutari- 
schen Regelung auf dem Gebiete des Besol- 
dungsrechts weitergezahlt werden. 

(2) Änderungen der Dienstbezüge der Bun- 
desbeamten, die bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit des Absatzes 1 in Kraft treten, gelten 
für die Bundesbankbeamten entsprechend. 

(3) Für die beim Inkrafttreten dieses Ge- 

setzes vorhandenen Ruhestandsbeamten, 
Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungs- 
empfänger der Bank deutscher Länder gilt 
§ 180 des Bundesbeamtengesetzes vom 

14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 551). 

(4) Die auf Grund des § 7 des Personal- 
statuts der Bank deutscher Länder erlassenen 
allgemeinen Vorschriften für den Eintritt in 
den Dienst der Bank, für die Vorbildung, 
Ausbildung und die Laufbahnen der Beamten 
sowie die Prüfungsordnungen gelten für die 
Bundesbankbeamten bis zu der in § 15 Abs. 3 
vorgesehenen 'statutarischen Regelung auf dem 
Gebiete des Beamtenrechts, längstens auf die 
Dauer von achtzehn Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

(5) Eine statutarische Regelung auf dem Ge- 
biete des Besoldungsrechts (§ 15 Abs. 3) hat 
der Bundesbankrat innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der 
Bundesregierung zur Zustimmung vorzule- 
gen. 

(6) Bis zum Abschluß neuer Tarifverträge 
gemäß § 15 Abs. 4 gelten für die Angestell- 
ten und Arbeiter der Deutschen Bundesbank 
die tariflichen Bestimmungen für die Ange- 
stellten und Arbeiter des Bundes entspre- 
chend. Bis zum Erlaß einer statutarischen Re- 
gelung auf dem Gebiete des Besoldungsrechts 
(§ 15 Abs. 3) können an Angestellte Zulagen 
auf Grund des Abschnitts VII der Anlage 2 
zum Personalstatut der Bank deutscher Län- 
der (Bundesanzeiger Nr. 38 vom 23. Februar 
1950) und besondere Vergütungen, die vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des 
§ 58 Abs. 2 in Verbindung mit § 35 Abs. 2 
des Personalstatuts der Bank deutscher Län- 
der bewilligt waren, weitergezahlt werden. 

S 68 

Vorläufige Weitergeltung der Satzung der 
Bank deutscher Länder 

Bis zum Erlaß der Satzung (§ 17) gilt die 
Satzung der Bank deutscher Länder (Bundes- 
anzeiger Nr. 4 vom 1. Oktober 1949) fort, 
soweit die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
entgegenstehen. 
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§ 69 

Anrechnung gewährter Kredite 

Die kurzfristigen Kredite, die die Bank 
deutscher Länder der Deutschen Bundesbahn 
gewährt hat, werden für die Zeit von fünf 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes nur mit einem Betrag von 200 Millionen 
Deutsche Mark auf den in § 27 Abs. 2 (Buch- 
stabe c festgesetzten Höchstbetrag angerech- 
net. 


§ 70 

Ausgleichslast der Deutschen Bundesbahn 
und Deutschen Bundespost 

Soweit die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost nach § 10 Abs. 4 der 
Zweiten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Bankenverordnung) zur 
Übernahme eines Teiles der Zinsen für die 
Ausgleichsforderungen der Bank deutscher 
Länder verpflichtet worden sind, bleibt un- 
geachtet dieser Verpflichtung auch der Bund 
Schuldner. 


DRITTER ABSCHNITT 

Übergangsvorschriften für die Landes- 
zentralbanken 

§ 71 

Mitglieder der Organe 

(1) Die Stellung der beim Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes im Amt befindlichen Mitglieder 
der Vorstände der Landeszentralbanken 
bleibt unberührt. 

(2) Soweit die Vorschriften des § 44 eine 
Änderung der Zusammensetzung des Verwal- 
tungsrates erfordern, ist diese unverzüglich 
durchzuführen. Bis dahin nimmt der Verwal- 
tungsrat in seiner bisherigen Zusammenset- 
zung die ihm nach diesem Gesetz obliegenden 
Aufgaben wahr. 


§ 72 


Statutarische Regelung auf dem Gebiet des 
Personal- und Besoldungsrechts 


Die für die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Deutschen Bundesbank gemäß 
§ 69 geltende Übergangsregelung findet auf 
die Beamten, Angestellten und Arbeiter der 


Landeszentralbanken sinngemäß Anwen- 
dung. An die Stelle des Bundesbankrates tritt 
der Vorstand der Landeszentralbank, an die 
Stelle des für die Bundesrepublik geltenden 
Beamten- und Besoldungsrechts das Beamten- 
und Besoldungsrecht der einzelnen Länder; 
soweit statutarische Regelungen besoldungs- 
rechtlicher oder personeller Art von den ein- 
zelnen Landeszentralbanken erlassen worden 
sind, treten sie an die Stelle der in § 69 genann- 
ten statutarischen Regelungen der Bank deut- 
scher Länder. 


§73 

Vorläufige Weitergeltung der Satzungen der 
Landeszentralbanken 

Bis zum Erlaß der Satzung (§ 51) gelten 
die Satzungen der Landeszentralbanken fort, 
soweit die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
entgegenstehen. 


§ 74 

Abwicklung bisher zulässiger Geschäfte 

Soweit die Landeszentralbanken nach den 
bisherigen Landeszentralbankengesetzen an- 
dere als nach diesem Gesetz zulässige Ge- 
schäfte betrieben haben, sind diese Geschäfte 
abzuwickeln. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 


§ 75 

Auflösung 

Die Deutsche Bundesbank und die Landes- 
zentralbanken können nur durch Gesetz auf- 
gelöst werden. Das Auflösungsgesetz be- 
stimmt über die Verwendung des Vermögens. 


§ 76 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 
Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. Das Gesetz über die Errichtung der Bank 
deutscher Länder, 

2. das Gesetz über die Landeszentralbanken, 

3. das Zweite Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens (Ermissionsgesetz). 
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§ 77 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Hinsichtlich des Landes Berlin gelten 
unter der Voraussetzung des Absatzes 1 fol- 
gende Vorschriften: 

a) Die Berliner Zentralbank ist Landeszen- 
tralbank im Sinne dieses Gesetzes. 

b) Soweit in diesem Gesetz die Länder der 
Bundesrepublik genannt sind, beziehen 
sich diese Vorschriften auch auf das Land 
Berlin. 

c) Dem Verwaltungsrat der Landeszentral- 
bank Berlin gehören der für das Bank- 
wesen zuständige Senator und ein wei- 


terer vom Senat zu bestimmender Sena- 
tor (§ 44 Abs. 1 Buchstabe c und d) an; 
sie können für den Fall ihrer Behinde- 
rung Vertreter benennen. 

(3) Die Beteiligung der Berliner Zentral- 
bank an dem Grundkapital der Bundesbank 
bleibt Vereinbarungen zwischen der Berliner 
Zentralbank und den Landeszentralbanken 
Vorbehalten. Falls eine Einigung innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes nicht zustande kommt, werden die 
Anteile der Landeszentralbanken durch Bun- 
desgesetz neu verteilt. 

§ 78 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Monats 
in Kraft. 


Bonn, den 7. November 1956 
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Begründung 


Gemäß Artikel 88 GG ist der Bund verpflich- 
tet, eine Währungs- und Notenbank als Bun- 
desbank zu errichten. Auf Grund dieses Auf- 
trages des Verfassungsgesetzgebers hat die 
Bundesregierung in der 1. Wahlperiode den 
Entwurf eines Gesetzes über die Währungs- 
und Notenbank des Bundes (Bundesbankge- 
setz) — Drucksache Nr. 4020 — und den Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Landeszentral- 
banken (Landeszentralbankgesetz) — Druck- 
sache Nr. 4240 — eingebracht. Wegen des 
Ablaufes der Wahlperiode hat der Bundestag 
nicht mehr über die Entwürfe beschlossen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, nunmehr 
erneut einen Entwurf eines Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank einzubringen. Im Ge- 
gensatz zu den in der 1. Wahlperiode von der 
Bundesregierung vorgelegten Entwürfen zielt 
der jetzt im Bundeskabinett beschlossene Ent- 
wurf darauf ab, eine Notenbank nach dem 
Muster der früheren Reichsbank zu schaffen. 
Der der Bundesregierung von dem Bundes- 
minister für Wirtschaft vorgelegte Entwurf 
berücksichtigt nicht, daß in der Bank deut- 
scher Länder und den Landeszentralbanken 
bereits ein Notenbanksystem vorhanden ist, 
das Träger der heutigen deutschen Währung 
seit ihrer Einführung ist und sich, wie ohne 
Einschränkung anerkannt wird, hervorragend 
bewährt hat. 

Artikel 88 GG gibt keine Vorschriften über 
die Organisation der Bundesnotenbank, ins- 
besondere nicht darüber, ob die Deutsche 
Bundesbank ein eigenes Filialsystem haben 
soll oder ob sie sich anderer Einrichtungen 
zur Durchführung ihrer Aufgaben bedienen 
kann. Im Hinblick hierauf kann die Aufgabe 
der Gesetzgebung aus Artikel 88 GG nur 
darin gesehen werden, das bereits bestehende 
bewährte Notenbanksystem soweit umzuge- 
stalten, als dieses aus Rechtsgründen für die 
Errichtung einer Deutschen Bundesbank er- 
forderlich ist oder aus Zweckmäßigkeitser- 
wägungen zur besseren Erfüllung der Aufga- 
ben der Notenbank geboten erscheint. 

Wie auch der Bundesrat in seiner Entschlie- 
ßung vom 27. November 1953 hervorge- 
hoben hat, ist nur ein dezentrales Bank- 
system geeignet, die Unabhängigkeit und die 
erforderliche Elastizität der Notenbank zu 
gewährleisten. Unabhängigkeit und Wirt- 
schaftsnähe sind in dem gegenwärtigen 
Notenbanksystem in einzigartiger Weise 
verkörpert. Angesichts der Aufgaben, denen 


die Notenbank auch in Zukunft gegenüber- 
stehen wird, und denen das gegenwärtige 
System in jeder Beziehung gerecht geworden 
ist, verbietet sich jede grundlegende Ände- 
rung. Die Beseitigung des heutigen Noten- 
banksystems zugunsten einer völligen Neu- 
konstruktion müßte zwangsläufig bedeuten, 
daß eine solche neue Deutsche Bundesbank 
sich das Vertrauen des In- und Auslandes erst 
erwerben müßte, welches das heutige Noten- 
banksystem genießt. Eine Notenbank kann 
ihrer Aufgabe jedoch nur gerecht werden, 
wenn ihr volles Vertrauen entgegengebracht 
wird. 

Unter diesen Umständen erscheint der von 
der Bundesregierung vorbereitete Entwurf 
nicht als geeignete Grundlage für die auf 
Grund des Artikels 88 GG zu treffende 
Regelung. Es wird daher gebeten, die Grund- 
konzeption der von der Bundesregierung in 
der ersten Wahlperiode eingebrachten Ent- 
würfe auch jetzt der Gesetzgebung zugrunde 
zu legen. Der eingebrachte Entwurf, der 
die seinerzeit in zwei getrennten Ent- 
würfen geregelte Materie in einem Entwurf 
zusammenfaßt, berücksichtigt die Änderungs- 
vorschläge des Bundesrates zu den von der 
Bundesregierung in der 1. Wahlperiode ein- 
gebrachten Entwürfen, die ihrem Grundsatz 
nach zweckmäßig sind und der Unabhängig- 
keit der Notenbank Rechnung tragen. Der 
Bundesbankrat, der nach dem damaligen 
Vorschlag der Bundesregierung 18 bis 20 
Mitglieder umfassen sollte, ist jedoch im 
Sinne der Schaffung eines kleineren Gremi- 
ums, das dem jetzigen Zentralbankrat ent- 
spricht, umgestaltet worden. Die Änderung 
ist notwendig, um das willensbildende Organ 
der Notenbank als echtes kollegiales Gre- 
mium weiterhin aufrechtzuerhalten und in 
den Stand zu setzen, in schwierigen Situatio- 
nen schnell und fachgerecht die notwendigen, 
meist unpopulären währungspolitischen Ent- 
schlüsse zu fassen und durchzuführen. Auch 
im übrigen ist in dem Entwurf den zwischen- 
zeitlichen Erkenntnissen und gesetzgebe- 
rischen Maßnahmen — z. B. Mobilisierung 
der Ausgleichsforderungen für Zwecke der 
Offenmarktpolitik, Gesetz über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen — Rechnung ge- 
tragen worden. Eine weitere Prüfung und 
Vertiefung dieser Fragen wird in den zustän- 
digen Bundestagsausschüssen geschehen kön- 
nen. 
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